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Liebe Leserinnen und Leser,

mit diesem 
Newsletter be-
grüße ich Sie 
alle recht herz-
lich im neuen 
Jahr.

Auch in die-
ser Wahlperiode 
möchte ich Sie 
wieder regelmä-
ßig über meine 
Arbeit im Bun-
destag und im 
Wahlkreis infor-
mieren. Ich hof-

fe, meine Themen stoßen auf Ihr Interesse. Natürlich würde 
ich mich über Anregungen und Reaktionen freuen.

Zu tun gibt es für eine LINKE auch unter einer Schwarz-
Gelben Bundesregierung genug. Der Koalitionsvertrag deutet 
schon einiges an, wo eine LINKE Opposition dringend ge-
braucht wird. Doch die Wahrheit über die Tigerentenkoalition 
werden wir wohl erst nach der Landtagswahl in Nordrhein-
Westfalen erfahren. Aber wir sind vorbereitet!

In diesem Sinne grüßt Sie herzlich, Ihre Diana Golze
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Sozialist sein, heißt arbeiten für eine Gesellschaftsord-
nung, in der alle aktiven Kräfte harmonisch verbunden 
werden und zu aller Nutzen zusammenwirken sollen. 

August Bebel 1840 bis 1913

9. Februar 2010 
Das Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe entscheidet über 
die Hartz-IV-Sätze für Kinder

13. Februar 2010 
Dresden: Nazis stoppen!

 
15. Februar 2010 

Wahlkreistag in Belzig

16. Februar 2010 
Wahlkreistag in Brandenburg 
an der Havel

19. Februar 2010 
Mitgliederversammlung  
der Landesarmutskonferenz 
Potsdam

21. Februar 2010 
Preisverleihung „ND & Schule“

27. Februar 2010 
Kommunalpolitischer Tag 
„Aktueller Stand ARGEN“. 
Landtag Brandenburg, Am 
Havelblick 8, 14473 Potsdam

Bundesweit setzt sich DIE LINKE dafür ein, 
dass Ehrenamtler für ihre geleistete Arbeit 
auch etwas erhalten. In Brandenburg an der 
Havel ist es gelungen durch einen Antrag in 
der Stadtverordnetenversammlung zum 1. Juni 
2010 eine Ehrenamtskarte einzuführen. Staat 
und die Kommunen profitieren erheblich von 
den ehrenamtlich Tätigen. Durch ihre Arbeit 
in Vereinen und Verbänden spart die öffent-

liche Hand erhebliche Summen ein. Da ist es 
nur recht und billig dies durch eine Anerken-
nung zu würdigen. In der Stadt Brandenburg 
sollen nach Plänen der LINKEN den Inhabern 
dieser Karte Ermäßigungen, beispielsweise bei 
Volkshochschulkursen, gewährt werden.

Welche weiteren Vergünstigen es geben 
wird, muss bis zur Ausgabe der Karten noch 
verhandelt werden. 

Es geht weiter: Diana Golze spendet auch 2010
gerade noch die Pflichtaufgaben abdecken, 
sind nicht zu politischem Handeln fähig. 
Dies kann die sowieso vorhandene Politik-
verdrossenheit der Menschen vor Ort weiter 
fördern.

Im sozialen, kulturellen und Jugendbe-
reich wird zuerst gespart. „Darum wendet 
sich Diana Golze erneut an die Bürgerin-
nen und Bürger im Havelland, in der Stadt 
Brandenburg an der Havel, in Potsdam-
Mittelmark und in Teltow-Fläming. „Ich 
habe mich dazu entschlossen, so wie in den 
vergangenen Jahren monatlich 250 Euro in 
meinem Wahlkreis zu spenden“ so die Ab-
geordnete.

„Wenn Sie einen konkreten Vorschlag 
haben, eine Einrichtung die dringend Hilfe 
braucht oder ein wichtiges soziales Projekt 
kennen,  dann freue ich mich über eine 
Nachricht von Ihnen an meine Email-Adres-
se diana.golze.lt02@bundestag.de. Alle 
Projekte, die bereits eine Spende aufgrund 
der Diätenerhöhung in der vorherigen Wahl-
periode bekommen haben, finden Sie auf 
meiner Homepage www.diana-golze.de

Diana Golze auf der Intern. Grünen Woche 2010

„Lasst die Finger davon, die kommunale 
Finanzlage weiter zu verschlechtern“, ruft 
Diana Golze, Bundestagsabgeordnete der 
Fraktion DIE LINKE, der neuen Bundesre-
gierung zu. „Aufgrund der neuen Gesetz-
gebung brechen den märkischen Kommu-
nen Steuereinnahmen in Größenordnungen 
weg. Damit werden die finanziellen Spiel-
räume für eine Politik, die nicht nur ihre 
gesetzlichen Pflichtaufgaben verwalten will, 
sondern nachhaltige Entwicklung mit eige-
nem Gestaltungsanspruch betreiben sollte, 
enger. Städte und Kommunen, die finanziell 

Ehrenamtskarte wird in Brandenburg an der Havel eingeführt

Mehr Infor-
mationen: 
http://
zivilcourage-
vereint.de



des Ausbaus der Betreuungsangebote und die 
steigenden Personalkosten erhalten, da sonst 
der finanzielle Kollaps der kommunalen Haus-
halte droht.

Besonders kritikwürdig sind die unzureichen-
den Maßnahmen gegen die wachsende Kinder-
armut. Hier braucht es mehr als völlig unzurei-
chende Reförmchen an der gesetzlichen Krücke 
Kinderzuschlag. DIE LINKE macht deutlich, dass 
statt Steuergeschenken für Besserverdienen-
de mehr Förderung von Familien mit geringem 
bzw. keinem Erwerbseinkommen notwendig ist. 
Schranken wie Mindesteinkommensgrenzen und 
volle Anrechnung des Unterhaltsvorschusses bei 
Alleinerziehenden müssen fallen und der Aus-
zahlungsbetrag des Kinderzuschlages von bisher 
140 € auf 200 € spürbar angehoben werden.

In der ersten Lesung des Bundeshaushaltes 
für das Jahr 2010 machte DIE LINKE ihre Kritik 
an dem vorgelegten Entwurf deutlich. Der Pos-
ten für das auslaufende Erziehungsgeld, dass 
durch das Elterngeld ersetzt wurde, zeigt, auf 
wessen Rücken Familienförderung stattfindet. 
DIE LINKE befürwortete die verbesserte Ver-
teilung der Erziehungsaufgaben durch die Part-
nermonate. Bezieherinnen und Bezieher von 
ALG II werden aber durch die Halbierung des 
Anspruchszeitraumes schlechter gestellt. DIE 
LINKE wird in den fortlaufenden Verhandlungen 
Anträge für ein sozial gerechtes Elterngeld un-
terbreiten.

Auch beim Kindertagesbetreuungsausbau kri-
tisiert DIE LINKE die zu geringen Mittel. Kom-
munen müssen einen Ausgleich für die Kosten 

Haushaltsentwurf manifestiert soziale Ungerechtigkeit 

Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein!

Kurzmeldungen

Mitglieder zustimmen. Das zeigt den besonderen 
Stellenwert der KiKo und ihrer Arbeit. In der Kom-
mission, der aus jeder Fraktion des Bundestages 
ein ordentliches Mitglied angehört, wechselt der 
Vorsitz alle neun Monate in der Reihenfolge der 
Fraktionsgröße. In einer der ersten Sitzungen 
wird die Kinderkommission ihren Arbeitsplan für 
die Dauer der Legislatur beschließen. Als Vertre-
terin der Fraktion DIE LINKE wird Diana Golze 
weiterhin besonders die Themen Kinderarmut 
und Kinderrechte in den Mittelpunkt stellen.

Die Kommission zur Wahrnehmung der Belan-
ge der Kinder wurde seit 1988 in jeder Legisla-
turperiode eingesetzt und ist ein Unterausschuss 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend. Damit ist er ist kleiner als der Aus-
schuss selbst und hat eine ganz spezielle Auf-
gabe: die Interessenvertretung für Kinder und 
Jugendliche. In diesem Unterausschuss gelten 
ganz besondere Regeln, was ihn zu einem über-
parteilichen Organ macht. Die KiKo kann näm-
lich nur dann politisch aktiv werden, wenn alle 

Diana Golze wieder in der Kinderkommission

der Führung unserer Partei zu füllen. Dies ist 
eine Herausforderung für DIE LINKE, die der 
Anstrengung aller bedarf. DIE LINKE war im-
mer dann erfolgreich, wenn sie inhaltlich und 
personell gut aufgestellt war, und vor allem 
gemeinsam handelt. Um im Interesse unserer 
Wählerinnen und Wähler die Politik in unserem 
Land verändern zu können, brauchen wir eine 
zukunftsorientierte und starke LINKE, die sich 
ihrer Geschichte bewusst ist, mit deren Pro-
gramm und Personen sich die breite Mehrheit 
der Mitglieder identifiziert.

Ich bedauere die Entscheidung Oskar Lafon-
taines sich aus der Bundespolitik zurück zuzie-
hen. Ich respektierte sie selbstverständlich und 
danke ihm für die Arbeit in den letzten Jahren. 
Ohne ihn würde es DIE LINKE nicht geben. Er 
hat einen wesentlichen Anteil an den Wahlerfol-
gen der letzten Jahre. Ich wünsche ihm baldige 
Genesung und begrüße, dass er sich auch zu-
künftig kraftvoll für DIE LINKE einsetzen wird.

Durch seine Entscheidung, aber auch die von 
Lothar Bisky, nicht wieder für den Parteivorsitz 
zu kandidieren, ist eine personelle Lücke in 

Zum Rücktritt von Oscar Lafontaine

der neuen Bundesregierung zu Lasten gelegt. 
DIE LINKE macht seit vielen Jahren darauf auf-
merksam, dass es gerade im Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe in den vergangenen Jahren 
immer mehr Aufgaben mit immer weniger Geld 
zu bewältigen gab. 

Wer Kindesschutz wirksam verbessern will, 
muss die Orte stärken, die ihn ausgestalten. 
Kommunen – in diesem Fall Jugendämter – und 
freie Träger der Jugendhilfe, also Vereine, Ver-
bände aber auch Kitas und Schulen brauchen 
endlich eine ausreichende finanzielle und perso-
nelle Ausstattung, um die wachsenden Anforde-
rungen im Sinne und zum Wohl der Kinder und 
ihrer Familien zu bewältigen.

schenverachtenden Parolen und Geschichts-
verdrehungen der Nazis muss auch in Dresden 
möglich sein,
Solidarität mit Haiti - jetzt und für lange Zeit!

Nach dem schlimmen Erdbeben in Haiti, das 
möglicherweise bis zu zweihunderttausend Men-
schen das Leben gekostet hat, trauern wir um die 
Toten und drängen darauf, dass die Überleben-
den schnell die Hilfe erhalten, die sie benötigen. 
Von der Bundesregierung fordert DIE LINKE, die 
Soforthilfe deutlich zu erhöhen, Aufbauhilfe im 
erforderlichen Umfang bereitzustellen und die 
bilaterale Entwicklungszusammenarbeit wieder-
aufzunehmen. 
Kinder- und Jugendreisen für alle

Kinder- und Jugendreisen sind ein wichtiger 
Bestandteil für die Persönlichkeitsentwicklung 
junger Menschen. Daraus ergibt sich die For-
derung, allen Kindern und Jugendlichen die 
Teilhabe am Tourismus zu ermöglichen. Mit der 
kleinen Anfrage (17/431) wird mit Blick auf die 
aktuelle Studie „Deutsche Kinder- und Jugend-
reisen 2008“ und dem 2002 beschlossenen Akti-
onsprogramm Rück- und Ausblick von der Bun-
desregierung eingefordert.

Die SPD hat einen umfassenden Antrag zur Fra-
ge des Kindeschutzes eingebracht, der versucht, 
ein umfängliches Gesamtbild der verschiedenen 
Probleme aufzuwerfen. Viele der darin verfass-
ten  Forderungen trägt DIE LINKE mit. Die Ver-
ankerung der Kinderechte auf bestmögliche Ent-
wicklung und Schutz, die Forderung nach einem 
Präventionsgesetz und die Beschleunigung des 
Kinderbetreuungsausbaus gehören dazu. 

Doch wie so oft bleibt die SPD in guten An-
sätzen stecken. Statt endlich Optionen für die 
Verbesserung der Kommunalfinanzen aufzutun, 
werden die jahrelangen politischen Fehlent-
scheidungen ignoriert und die derzeitige katas-
trophale Situation allein den Steuergeschenken 

Afghanistan-Abzug in diesem Jahr
DIE LINKE fordert den Abzug der Bundeswehr 

und der NATO aus Afghanistan noch in diesem 
Jahr. Eine Abzugsdiskussion ohne konkrete Ter-
minierung, so wie es von den anderen Parteien 
formuliert wird, ist unseriös, da auf diese Weise 
den Menschen in Deutschland eine Änderung 
der Afghanistanpolitik vorgegaukelt wird.
Untersuchungsausschuss zum Bormbar-
dement in Kundus nimmt Arbeit auf

Der Untersuchungsausschuss zum Kundus-
Massaker sowie zu der anschliessenden Ver-
schleierungstaktik und den irreführenden Recht-
fertigungsversuchen der Bundesregierung nahm 
am 21. Januar seine Arbeit auf. DIE LINKE in-
formiert fortan auf einer Schwerpunkt-Website 
über die weiteren politischen Entwicklungen 
zum Thema Afghanistan und über die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses.
Naziaufmarsch gemeinsam blockieren

Die parteiübergreifende Iniative DRESDEN 
NAZIFREI ruft zum friedlichen Widerstand ge-
gen den für 13. Februar in Dresden geplanten 
Naziaufmarsch auf. „Der gemeinsame Kampf 
von Zivilgesellschaft und Politik gegen die men-

Kindesschutz braucht komplexe Antworten


